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1. Einleitung 

Städte zeichnen sich seit jeher u.a. dadurch aus, dass in ihren Grenzen Patri- 
zier und Unterbürger, Klerus und einfaches Kirchenvolk, S tadtadel und 
Plebs, Bourgeoisie und Proletariat, Arm und Reich, Slums und Villenviertel, 
Paläste und Hütten koexistieren. Auf begrenztem Raum spiegeln S tadtgesell- 
schaften das soziale Oben und Unten wider und haben im Prinzip die glei- 
chen Probleme sozialer Kohäsion und Integration zu lösen wie umfassendere 
Gesellschaftsgebilde. Seitdem sich Soziologen mit Städten befassen, regt sie 
der Tatbestand sozialer Ungleichheit immer von neuem zu empirischer For- 
schung und Theoriebildung an, seien es Marxisten, Sozialökologen, Webe- 
rianer, Regulationstheoretiker oder aktuell Forscher, die sich bemühen, im 
Phänomen der "Global Cities" und im Wechselspiel von Exklusion und In- 
klusion Aspekte neuer Formen sozialer Ungleichheit zu entdecken. Hierbei 
rührt der Impetus zur Forschung bei den einen aus der Wahrnehmung sozia- 
ler Ungleichheit als einem (zu reduzierenden) Ärgernis, bei anderen daraus, 
dass sie sie als eine der zentralen Triebkräfte sozialen Wandels ansehen. 
Angesichts dieser z.T. schon obsessive Züge tragenden Befassung mit dem 
Thema "Stadt und soziale Ungleichheit" ist es nicht verwunderlich, dass auch 
verschiedene utopische Vorstellungen von Städten entworfen worden sind, 
die sich am Ideal der Gleichheit oder zumindest verringerter Ungleichheit 
orientieren. Einer der zentralen Ideengeber für solche Gleichheitsvorstellun- 
gen war zwangsläufig der Sozialismus in seinen verschiedenen Facetten. 
Demzufolge bestanden unter sozialistischer Herrschaft die größten Chancen, 
dass derartige am Ideal der Gleichheit und dem Endziel des "sozialistischen 
Menschen'' ausgerichtete Stadtutopien in Form von Leitbildern für Stadtpla- 
nung und Architektur und von Handlungsmaximen für die politischen Ent- 
scheidungsträger planerisch und politisch umgesetzt werden konnten. Auch 
die 40-jährige SED-Herrschaft in Ostdeutschland hat ihre Spuren in den dor- 
tigen Städten hinterlassen und dies nicht nur in den im Stadtbild am deutlich- 
sten wahrnehmbaren Zeichen von Neubau und Verfall. Eine spannende Frage 
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bleibt auch noch zehn Jahre nach dem Wende-Herbst von 1989, welche die- 
ser auf sozialistischen Gleichheitsmaximen beruhenden Spuren von Dauer 
sind und welche von den wieder eingesetzten Kräften des Marktes ausradiert 
worden sind oder dies in naher Zukunft werden. 

Auf einer eng begrenzten Zahl von Seiten lässt sich das Thema "Soziale 
Ungleichheit und Stadtentwicklung in Ostdeutschland" nicht erschöpfend 
abhandeln, sodass sich die folgende Diskussion auf verschiedene ausge- 
wählte Bereiche beschränkt. Insbesondere wird darauf verzichtet, die zahlrei- 
chen Theorievarianten zur Art und Weise des Zusammenhangs sozialer und 
räumlicher Ungleichheit darzustellen (vgl. im Überblick hierzu Herlyn 1974; 
Friedrichs 1977; Wiest 1997, 14-26; Keim 1999, 10-39) und die Frage politi- 
scher Optionen zur Prävention und Begrenzung räumlicher Ungleichheitsef- 
fekte aufzurollen. Dieses selektive Vorgehen wird dadurch erleichtert, dass 
andere Beiträge des vorliegenden Bandes zusätzliche Teilaspekte des Themas 
erörtern und damit einander ergänzen (vgl. z.B die Beiträge von Friedrichs, 
Dangschat und Keim in diesem Band). 

Auf den folgenden Seiten wird zunächst der Frage nachgegangen, in 
welcher Hinsicht die ostdeutschen Städte besonders deutlich von sozialisti- 
schen Gleichheitsmaximen geprägt worden sind. Danach werden anhand des 
Themas der Suburbanisierung, der mit der Veränderung der Wohnpräferen- 
Zen verbundenen Auf- und Abwertung von Stadtteilen, der (Wieder-)Aus- 
breitung des Einzelhandels sowie der schichtspezifischen Zufriedenheit mit 
den örtlichen Lebensbedingungen verschiedene Teildimensionen sozialer 
Ungleichheit erörtert. Ein vorläufiges Fazit schließt den Beitrag ab. 

2. Ungleichheitsnivellierende Faktoren in den Städten der DDR 

Verknüpft man sozialistische Herrschaft mit dem Abbau sozialer Ungleich- 
heit, so muss man stets auch im Bewusstsein behalten, dass solche Gesell- 
schaften ebenfalls Monopoleliten, Nomenklatura und mit fortdauernder Exis- 
tenz auch Tendenzen sozialer Schließung hervorgebracht haben (vgl. Geißler 
1996, 90, 147, 242). Allerdings gingen hiervon keine nennenswerten Einflüs- 
se auf die Stadtentwicklung aus. Die wichtigsten auf die Entwicklung der 
Städte einwirkenden Instrumente zum Abbau sozialer Ungleichheit (vgl. 
Häußermann 1995, 12ff.; Harth 1997, 252, 256ff.; MetzmacherNalters- 
bacher 1999) werden grob gegliedert im nachstehenden Schaubbild umrissen. 
In der Summe und in gegenseitiger Wechselwirkung führten diese verschie- 
denen Faktoren zu völlig anderen Entwicklungstrends als in westdeutschen 
Städten (vgl. rechte Spalte von Schaubild 1). 
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Schaubild 1: Zentrale stadtentwicklungspolitisch relevante Instrumen- 
te in der DDR-Zeit und ihre Auswirkungen auf Aneig- 
nungsmuster städtischen Raums 

Instrument Wirkung 
Aufhebung des Marktpreismechanis- Starke Werteinbußen von Immobilien- 
mus für Grundstücke und Gebäude vermögen auf Grund unterbundener 

Verwertungsmöglichkei ten 

Starke Restriktionen beim Erwerb von Stagnierende Zahl von Eigentümer-, 
Wohneigentum bei gleichzeitiger Be- wachsende Zahl von Mieterhaushalten 
vorzugung des Mieterstatus 

Subventionierung der Mieten im öf- Anhaltend geringe Einkommens- 
fentlichen und Deckelung der Woh- belastung durch Wohnungsmieten; zu- 
nungsmieten im privaten Wohnungsbe- nehmender Verfall des älteren Woh- 
stand nungsbestands; hohe Attraktivität von 

Wohnungen in Plattenbauten 

Zentral gesteuerte regionale Verteilung 
und technisch standardisierte Errich- 
tung neuer Wohnungen 

Zentral gesteuerte Vergabe von Woh- 
nungen primär nach Familienbedürfnis- 
Sen haltsgröße; Neigung zu Familiengrün- 

Stadterweiterung und Ersatz abgerisse- 
ner innerstädtischer Altbauten durch 
Plattenbau(-Siedlungen); keine Subur- 
banisierung 

Zunehmend gleichmäßigere Verteilung 
der Wohnfläche entsprechend Haus- 

dung in jungem Alter 

Zunehmende Restriktionen für private 
Inhaber von Handels-, Handwerks- und 
Dienstleistungsfirmen werblicher Nutzung begünstigt Wohn- 

Rückgang des Besatzes mit Privatfir- 
men in der Innenstadt; Aufgabe ge- 

nutzung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Uberprüft man die im Schaubild aufgeführten Instrumente wiederum hin- 
sichtlich ihrer Auswirkung auf verschiedene Dimensionen sozialer Ungleich- 
heit, so lassen sich folgende nivellierende Effekte festhalten: 

- Diejenigen Personen, deren hoher sozialer Status auf dem umfangreichen 
Besitz von Immobilien beruhte (grundbesitzender Adel, Besitzbürger), 
wurden durch Enteignungen und die  stark eingeschränkten Verwertungs- 
möglichkeiten ihres Vermögens (Verkaufserlöse, Mieteinnahmen, Inve- 
stitionsvorhaben) in ihrem ökonomischen und politischen Einfluss nach- 
haltig geschwächt (vgl. Geißler 1996, 116, 127). Zugleich wurde durch 
die  Restriktionen beim Erwerb neuen Immobilienbesitzes und durch die  
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Knappheit an Baumaterialien ein Anwachsen dieser Statusgruppe verhin- 
dert. 
Der soziale Status einzelner Stadtteile erfuhr im Lauf der Zeit eine Um- 
wertung, da die Wohnqualität in den traditionellen "bürgerlichen Grün- 
derzeit-Vierteln" auf Grund unterbliebener Renovierungen stetig sank 
(vgl. HerlydHunger, Hg. 1994; Sahner 1996, 451ff.), und im Gegenzug 
praktisch für alle Haushalte die Attraktivität neuer Plattenbausiedlungen 
mit ihrem moderneren Wohnstandard zunahm. Durch den politisch ge- 
steuerten Zuzug wurde eine für westdeutsche Verhältnisse ungewöhnlich 
starke soziale Durchmischung gerade in den größeren Plattenbausiedlun- 
gen erreicht (vgl. HartNHerlyn/Scheller 1998, 24). 
Der zunehmende Anteil genormter Plattenbau-Wohnungen im Woh- 
nungsbestand der DDR führte im Lauf der Zeit dazu, dass die Bevölke- 
rung gleichmäßiger mit Wohnfläche versorgt wurde, wobei Ende der 80er 
Jahre jedem DDR-Bürger mit 27,4 qm etwa 8 qm weniger zur Verfügung 
standen als einem Westdeutschen (vgl. Metzmacher/Waltersbacher 1999, 
66). Die Budgets der einzelnen Haushalte wurden durch Mieten zwischen 
0,47 und 1,25 Mark pro qm nur gering belastet (vgl. Raumordnungsbe- 
richt 1991, 92). Dies führte insgesamt dazu, dass sich die Wohnung in der 
DDR kaum als "Distinktionsgut" eignete. 
Die insgesamt zentralistisch organisierte Planung bewirkte, dass Einrich- 
tungen der sozialen Infrastruktur (Kinderkrippen, -gärten, -horte, Schulen, 
Polikliniken) in den Städten flächendeckend nach einheitlichen Richtlini- 
en errichtet wurden, sodass räumliche Versorgungsdisparitäten - wie im 
Westdeutschland der 70er Jahre bei einigen Infrastruktureinrichtungen der 
Fall (vgl. Herlyn, Hg. 1980) - praktisch kaum auftraten. Damit verlor 
auch der Wohnstandort als möglicher differenzierender Einflussfaktor für 
die Zugänglichkeit solcher Einrichtungen an Bedeutung. 
Auch dem in einer Stadt durch den Einzelhandel präsentierten Warenan- 
gebot mit seinen unterschiedlichen Qualitäten und Preisen und dem Kauf- 
verhalten der Kunden kommt im Hinblick auf den Aspekt sozialer Un- 
gleichheit Bedeutung zu. Aus der Differenziertheit des Angebots und aus 
der Besatzdichte des Einzelhandels lassen sich Rückschlüsse auf das 
Ausmaß sozialer Differenzierung in einer Stadt ziehen, und die dominie- 
renden Preis- und Qualitätskategorien des lokalen Warenangebots sind 
meist eng verbunden mit statusbezogenen Prägungen (z.B. Arbeiterstadt, 
Beamtenstadt, Luxusmeile). In der DDR war der städtische Einzelhandel 
durch Schrumpfungsprozesse vor allem bei den Privaten und - neben 
ständiger Warenknappheit - durch zunehmende Einförmigkeit des Waren- 
angebots gekennzeichnet (Ausnahme: Exquisit-, Delikatläden). Dies be- 
wirkte, dass beim Einkaufen der Versorgungsaspekt in den Vordergrund 
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trat und andere Funktionen wie die der Statusrepräsentation oder des 
Konsums als Mittel sozialer Distinktion überlagerte. Dementsprechend 
zielte die zentralistische Planung darauf, in der DDR eine Versorgungsin- 
frastruktur in Form eines flächendeckenden Netzes zu installieren, was 
mit Ca. 73 .OOO gleichmäßig verteilten innerörtlichen Verkaufsstellen (da- 
von 22.000 in privater Hand) auch gelang. Auf jeden Einwohner entfielen 
dabei 0,3 qm Verkaufsfläche gegenüber 0,9-1 ,O qm in Westdeutschland 
(vgl. Franz 1998,7). 

3. Seit 1990 einsetzende Desegalisierungsprozesse mit Einfluss auf 
die Entwicklung ostdeutscher Stadtregionen 

Zu Beginn dieses Abschnitts sei noch einmal kurz auf die für die Stadtent- 
Wicklung wichtigsten institutionellen Rahmenbedingungen und Mikroprozes- 
se hingewiesen. Mit der Wirtschafts- und Währungsunion Mitte 1990 wurden 
die für Marktwirtschaften zentralen Freiheiten von Handel, Gewerbe und 
Privateigentum eingeführt. Noch vor ihrem Vollzug traten in den ostdeut- 
schen Städten erste rudimentäre Ausdrucksformen hiervon in Gestalt von 
Werbeplakaten, Imbissbuden und Versicherungsbüro-Containern zum Vor- 
schein. Sogar die private Aneignung von Immobilien wurde schon vor der 
Währungsunion möglich, wie die in dieser Zeit getätigten sogenannten "Mo- 
drow-Grundstückskäufe" zeigen, Eine entscheidende Grundlage für differie- 
rende Pfade der Stadtentwicklung wurde mit der Wiedereinführung kommu- 
naler Autonomie im Mai 1990 geschaffen, Daneben wurde die Intensität der 
baulichen Entwicklung und ihre Konzentration auf bestimmte Standorte stark 
beeinflusst durch Sonderabschreibungsregelungen, die von der Bundesregie- 
rung in Kraft gesetzt wurden, um in großem Maßstab westdeutsche Kapi- 
taleigentümer zu Investitionen in Ostdeutschland zu verleiten. 

In Verbindung mit der jeweils unterschiedlichen Verfügbarkeit finan- 
zieller, materieller und immaterieller Ressourcen führen diese institutionellen 
Regelungen auf der Mikroebene der HaushaIte und Investoren zu Mobilitäts- 
und Znvestitionsentscheidungen. Ressourcenschwache Haushalte sind demge- 
genüber in ihren Handlungsoptionen stärker restringiert und erfahren häufiger 
erzwungene Mobilität bzw. erzwungene Immobilität. Diese vier Prozesse auf 
der Mikroebene bilden die Grundlage für Effekte auf höher aggregierten 
Ebenen (z.B. Wohnungsnachfrage und -angebot auf Teilmärkten), wobei im 
Folgenden (vorwiegend) die Stadtteilebene im Zentrum der Betrachtung 
steht. 

164 



3.1 Suburbanisierung 

Die räumlich am deutlichsten wahrnehmbare Abbildung neu entstehender 
sozialer Ungleichheiten fand und findet bisher außerhalb der Stadtgrenzen 
statt. Der 1993 in größerem Maßstab einsetzende und für die ostdeutschen 
Städte völlig neue Prozess der Wohnsuburbanisierung wurde und wird durch 
ein Zusammentreffen verschiedener Faktoren begünstigt (vgl. Franz 1995; 
Herfert 1997; Arbeitskreis Suburbanisierung 1999). In ihm verbinden sich 
a) die Interessen kleiner Gemeinden in räumlicher Nähe größerer Städte, ihre 
lagebedingten Entwicklungschancen durch Ausweisung von Wohnbauland zu 
nutzen, b) in der Zeit der DDR nicht abgedeckte Wohnbedürfnisse einkom- 
mensstarker Haushalte nach Wohnen im Eigentum und im Einfamilienhaus 
und vielfach c) die Investitions- und Steuersparinteressen westdeutscher 
Kapitalanleger. Suburbanisierung führt im Ergebnis zur räumlichen Konzen- 
tration einkommensstarker Haushalte in deutlich abgegrenzten Wohnsiedlun- 
gen, deren Wohngebäude und Wohnumfeldgestaltung einen hohen und pre- 
stigeträchtigen Wohnstandard repräsentieren. Ein Teil dieser "Stadtflüchter" 
hätte von den Städten vielleicht gehalten werden können, hätten sie rechtzei- 
tig das Ausmaß unbefriedigter Wohnbedürfnisse erkannt und darauf mit 
Ausweisung innerstädtischen Wohnbaulands reagiert. Aber auch dann wären 
Siedlungen ähnlichen Zuschnitts - nur auf städtischem Boden und wegen 
höherer Grundstückspreise in geringerer Zahl - entstanden. Bisher spricht 
wenig dafür, dass dieser räumlichen Separierung Distanzierungsbedürfnisse 
neuer gehobener Schichten zu Grunde liegen, vielmehr ist sie noch überwie- 
gend als nicht-intendiertes Resultat der gezielten Erfüllung konkreter Wohn- 
wünsche ressourcenstarker Haushalte zu verstehen (vgl. dazu die qualitativen 
Befunde bei Harth 1997, 320ff.). Dies wird sich allerdings in dem Maße 
ändern, in dem sich die soziale Zusammensetzung der Bewohner jener Sied- 
lungen verschlechtert, aus welchen sich die Stadt-Umland-Wanderer vor- 
zugsweise rekrutieren (vgl. dazu 3.2). 

Nachdem der Höhepunkt der ersten, schnell angeschwollenen Welle der 
Suburbanisierung in  Ostdeutschland 1997 überschritten wurde, ist davon 
auszugehen, dass die Zahlen der Stadt-Umland-Wanderer sich künftig auf 
hohem Niveau stabilisieren werden, da künftig auch Haushalte mit weniger 
hohem Einkommen, aber inzwischen zuteilungsreifen Bausparverträgen 
Wohnungen im Umland nachfragen werden. Dass die Attraktivität des Ein- 
familienhaus- oder einfamilienhausähnlichen Wohnens in den neuen Ländern 
derzeit noch steigt, zeigen Geschäftsberichte von Bausparkassen, die bei- 
spielsweise darauf hinweisen, dass im Jahr 1398 die Zahl der abgeschlosse- 
nen Bausparverträge im Osten mit 47 je 1.000 Einwohnern knapp über der 
entsprechenden Zahl im Westen (46) lag, und die durchschnittlichen Bau- 
sparsummen in Thüringen bereits die in Nordrhein-Westfalen übersteigen 
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(0.V. 1999). Für eine Fortsetzung der Wohnsuburbanisierung auf hohem 
Niveau spricht darüber hinaus, dass zahlreiche ostdeutsche Haushalte auf 
Grund des Handwerker- und Materialmangels in der DDR-Zeit durch Eigen- 
aktivität Fertigkeiten im Bau- und Wohnbereich erworben und somit ein 
hohes Potenzial für Eigenleistungen entwickelt haben, das ihnen erlaubt, 
auch bei geringerem Einkommen die Baukosten im bezahlbaren Bereich zu 
halten. 

3.2 Statuswandel von Stadtteilen 

Wer in den Städten selbst nach Auswirkungen sozialer Ungleichheit auf bau- 
lich-räumliche Strukturen sucht, wird fündig beim Blick auf den Prozess der 
Umwertung einzelner Stadtteile. Bewertungen des Stadtteilstatus beeinflus- 
sen die Mobilitäts- und Investitionsentscheidungen sowohl seiner Bewoh- 
ner/Immobilieneigentümer als auch außenstehender potenzieller Zuzügler 
und Investoren (vgl. Franz 1989, 228ff.). Den Abwanderungsentscheidungen 
von Stadtbewohnern kommt auf dem Hintergrund eines hohen Sterbeüber- 
Schusses in den ostdeutschen Städten besonders besondere Bedeutung zu, da 
bei gleichzeitig steigendem Wohnungsangebot die Wahrscheinlichkeit sinkt, 
dass freiwerdende Wohnungen kurzfristig wiederbesetzt werden. Hiermit 
rücken Szenarien länger anhaltender Leerstände in bestimmten Stadtteilen 
näher an die Realität heran. 

Von stadtsoziologischer Seite wurden im Hinblick auf Statusveränderun- 
gen von Stadtteilen bisher zum einen a) Statusgewinne für die bis 1990 ver- 
nachlässigten innenstadtnahen Altbauviertel und b) Statusverluste für die 
Plattenbausiedlungen erwartet. 
ad a): Wie qualitative Studien zeigen (vgl. Harth 1997, 307ff.; Wiest 1997, 
102ff.), setzte die Umwertung innenstadtnaher Altbauviertel bereits in den 
Köpfen ein, noch bevor Sanierungs- und Renovierungsaktivitäten das äußere 
Erscheinungsbild deutlich wahrnehmbar zu verändern begannen. Die Erwar- 
tung zukünftiger Statusgewinne und der damit implizierten Zuzüge einkom- 
mensstarker Haushalte lenkte und lenkt vor allem Investitionsentscheidungen 
auf städtische Teilräume mit renovierbarer Altbausubstanz. Allerdings verän- 
dert sich die Sozialstruktur dieser Stadtteile nicht im gleichen Tempo wie die 
kognitiv vorweggenommene Statusaufwertung. So ist es z.B. in dem auch 
von Herlyn und Hunger (Hg., 1994) untersuchten Gründerzeitviertel um die 
Pauluskirche (Paulusviertel) in HalleBaale über Jahre hinweg zunächst zu 
ähnlichen Einwohnerverlusten wie in Plattenbau-Vierteln gekommen (1992- 
96 um 19,2%), bevor sich seine Bewohnerzahl von 1997 an stabilisieren und 
seitdem wieder leicht zunehmen konnte (vgl. Stadt Halle 1999). Dass die 
Wegzüge und die Zuzüge nach Sozialschicht selektiv erfolgen, zeigt der 
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zwischen 1993 und 1997 erfolgte Anstieg des Anteils von Bewohnern mit 
Abitur von 27% auf 43% (vgl. Bürgerumfrage Halle 1997). Dies ist ein Hin- 
weis darauf, dass soziale Umschichtungen im bereits bebauten Stadtraum 
einen längere Zeit in Anspruch nehmen als beim völligen Neuaufbau von 
Wohnraum (vgl. oben 3.1). Hinzu kommt, dass das mit fortschreitender Sa- 
nierung gewachsene Wohnungsangebot das von 1990 bis 1995 gestiegene 
Mietpreisniveau für Altbauwohnungen wieder so weit gesenkt hat, dass der 
Zugang zu den innenstadtnahen Altbauvierteln nicht nur einkommensstarken 
Haushalten offen steht. 
ad b): Bereits 1990 stand für viele westdeutsche Stadtforscher und -planer 
mit ihrem Hintergrundwissen über problembelastete westdeutsche Groß- 
wohnsiedlungen fest, dass die ostdeutschen Großwohnsiedlungen in Platten- 
bauweise am anfälligsten für sich selbst verstärkende Prozesse der Statusab- 
Wertung und Verslumung sein würden (vgl. Hannemann 1997, 218f.). Zu 
dieser z.T. in Form eines Verdikts geäußerten Einschätzung ist im zeitlichen 
Abstand von zehn Jahren zu sagen, dass sie sich zumindest für die erste 
Hälfte der 90er Jahre als verfrüht und insgesamt als zu undifferenziert erwie- 
sen hat. In ostdeutschen Städten finden sich nach wie vor von Plattenbauten 
geprägte Stadtteile mit einer relativ stabilen Bewohnerstruktur und einer 
zwischenzeitlich aufgewerteten Infrastruktur (insbesondere Einzelhandel und 
Freizeiteinrichtungen). Daneben existiert aber auch eine wachsende Zahl von 
Großwohnsiedlungen, in denen Leerstand, räumliche Konzentrationen von 
unterstützungsabhängigen Mietergruppen und störende Verhaltensweisen 
infolge defizitärer informeller sozialer Kontrolle zu stadtteilprägenden 
Merkmalen und damit zu zusätzlichen abwanderungsfördernden Push- 
Faktoren heranzuwachsen drohen. Wohnungsleerstände in einem Stadtteil 
signalisieren zum Ersten sein schlechtes Image als Wohnstandort, reduzieren 
zum Zweiten das Potenzial nachbarlicher Kontakte und offerieren zum Drit- 
ten einen kontrollfreien Raum für Vandalismus. Das Merkmal Leerstand ist 
somit kein Indikator für räumlich hervortretende soziale Ungleichheit an sich. 
Von Wegzugs- und Nicht-Zuzugsentscheidungen getragene Abwertungsspi- 
ralen bewirken vielmehr die allmähliche soziale "Aussortierung" der Bewoh- 
ner, bis im Endstadium der Abwertungsspirale ein Rest erzwungen immobiler 
Haushalte übrig bleibt. Eine genauere Betrachtung der Leerstände zeigt, dass 
diese sich in  den oberen Etagen von fahrstuhllosen Plattenbauten und in be- 
stimmten Haustypen konzentrieren. Besonders ungünstig schneidet hier der 
Typ des sogenannten "Elf-Geschossers" ab, dessen oberste drei Stockwerke 
nicht mit dem Aufzug erreichbar und dessen Treppenhäuser und Flure sehr 
unübersichtlich gebaut sind. Die kurzschlüssig allein auf Leerstandsvermei- 
dung orientierte Belegungspolitik vieler Wohnungsgesellschaften hat dazu 
geführt, dass sich Gruppen von "Problemmietern" in bestimmten Häusern 
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räumlich konzentrieren und damit anderen Stadtteilbewohnern besonders 
negativ auffallen. Die nach wie vor günstigen Mieten in Plattenbau- 
Wohnungen werden z.T. durch relativ hohe Mietnebenkosten relativiert (vgl. 
Rietdorf 1997, 53) ,  welche zudem wie im Fall zentral geregelter Fernhei- 
zungs- und Warmwassersysteme durch den Mieter kaum beeinflussbar sind. 
Plattenbausiedlungen sind selbst dann von Abwanderung betroffen, wenn die 
Wohnzufriedenheit auf Grund von Renovierungen zwar geringfügig ansteigt, 
aber dennoch relativ zum allgemeinen Anstieg der Wohnzufriedenheit zu- 
rückbleibt, wie z.B. Sahner/Zaborowski (1999, 15) für den Stadtteil Silber- 
höhe von Halle/Saale konstatieren, der zwischen 1992 und 1999 19% seiner 
Einwohner verloren hat. Bewohner überdurchschnittlich von Abwanderung 
betroffener Plattenbau-Siedlungen sind vor allem mit ihrem Wohnumfeld 
unzufrieden, was regelmäßig auch mit einer hohen Furcht vor Kriminalität 
einher geht, Dies ist gleichzeitig ein Indikator dafür, dass das soziale Ge- 
schehen im Wohnumfeld von Plattenbau-Siedlungen als nur schwer kontrol- 
lierbar erlebt wird (vgl. Kahl 1997, 169ff.). 

3.3 Ausbreitung des Einzelhandels 

Die Reaktivierung der ostdeutschen Städte als Standort für den Einzelhandel 
und andere konsumbezogene Dienstleistungen stellt eine der am deutlichsten 
wahrnehmbaren und von ihren Bewohnern am stärksten gewünschten Verän- 
derungen im Stadtbild seit 1990 dar. Bezüge zum Thema soziale Ungleich- 
heit ergeben sich daraus, dass a) differierende Einkommen sich in einer 
Spreizung von Kaufkraft (kurzfristig) und Lebensstandard (mittelfristig) nie- 
derschlagen, b) soziale Differenzierungsprozesse in Form sich ausbildender 
Lebensstile u.a. auf ein breites Angebot an Konsumgütern angewiesen sind 
und c) Existenzgründungen im Einzelhandel als Aufstiegskanal und als Weg 
der Re-Etablierung eines lokalen Mittelstands begriffen werden können. 
Insofern kann die Vielfalt der in einer Stadt und speziell in der Innenstadt 
angesiedelten Geschäfte ein Indikator für die soziale Differenzierung der 
städtischen Gesellschaft sein. 

Zieht man - um das Ausmaß der bisher erfolgten Differenzierung ab- 
schätzen zu können - die Situation in westdeutschen Städten zum Vergleich 
heran, so sind für alle drei Fälle a) - c) noch deutliche Ost-West-Unterschiede 
zu konstatieren. Der Tatbestand der geringeren Einkommensspreizung in 
Ostdeutschland kann an dieser Stelle nur konstatiert, aber nicht näher erörtert 
werden. In den ostdeutschen Innenstadtlagen dominieren ambulante und 
stationäre Billiganbieter inzwischen zwar nicht mehr die Einzelhandelsland- 
Schaft, sind aber auch neun Jahre nach der Vereinigung in den meisten Städ- 
ten noch ein prägender Faktor. Trotz der rückläufigen Zahl der Einkaufs- 
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fahrten in westdeutsche Zentren herrscht die Wahrnehmung vor, dass dort 
das komplettere Angebot an Waren und vor allem ein qualitativ und preislich 
höherwertiges Sortiment vorgehalten wird, Somit gestaltet es sich für Ost- 
deutsche derzeit noch schwieriger, distinktionsrelevante höherwertige Lu- 
xusgüter im lokalen Umfeld zu erwerben. 

Nachdem es zwischen 1991 und 1993 auf Grund von Übernahmen und 
Privatisierungen zu einer Gründungswelle im ostdeutschen Einzelhandel 
gekommen war, flachte seitdem diese Dynamik stetig ab, während im Ge- 
genzug die Zahl der Geschäftsaufgaben zunahm. Die Konkurrenz kapitalstar- 
ker westdeutscher Filialketten - häufig von Standorten auf der "Grünen Wie- 
se" aus operierend -, hohe Ladenmieten und Fehler bei der Standortwahl 
erwiesen sich bisher als nachhaltigste Bremsen für die Entwicklung eines 
ostdeutschen Mittelstands (vgl. Franz 1998, 13). Dieser time-lag der Konso- 
lidierung einer lokalen Händlerschaft wirkt sich auch dahingehend aus, dass 
deren stadtentwicklungsbezogenen Interessen nicht genügend Eingang in den 
kommunalpolitischen Prozess finden. Überregional orientierte Akteure als 
Investoren und Entwickler größerer Projekte oder an der Erhaltung des Status 
quo interessierte lokale Aktionsgruppen (Natur-, Denkmalschutz, Verkehrs- 
beruhigung) dominieren dann die Entscheidungen zur Stadtentwicklung. 

3.4 Schichtspezifsche Nützlichkeit und Nutzung des städtischen Raums? 

Wie sich eine Stadt entwickelt, hängt von einer Vielzahl von Entscheidungen 
individueller und korporativer Akteure ab. Über Jahre hinweg führen diese 
Einzelentscheidungen zu Veränderungen im städtischen Raum, vor allem im 
Standortmuster der verschiedenen Nutzungen und Gelegenheiten. Gelingt es 
einzelnen sozialen Schichten oder Statusgruppen, ihre raumbezogenen Inter- 
essen in diesem Stadtentwicklungsprozess stärker zur Geltung zu bringen als 
anderen, so ist zu erwarten, dass diese Gruppen sich bezüglich ihrer Zufrie- 
denheit mit der Nutzbarkeit des städtischen (Gelegenheits-)Raums unter- 
scheiden. Ob dies zutrifft, soll anhand einiger Ergebnisse aus einer Ende 
1998 in Leipzig durchgeführten Bürgerumfrage überprüft werden (vgl. Hei- 
nemann 1999). In der Untersuchung wird nach der Zufriedenheit mit ver- 
schiedenen örtlichen Lebensbedingungen (Angebot an Arbeitsplätzen, Ein- 
kaufs-, Parkmöglichkeiten, Versorgung mit Krankenhäusern, Schwimmbä- 
dern, Kindereinrichtungen etc.) gefragt. Die Zufriedenheitsurteile zu den 
einzelnen örtlichen Aspekten ergeben insgesamt ein bestimmtes Zufrieden- 
heitsprofil. Die Befragungsergebnisse sind nach Stellung im Beruf (Selbstän- 
dige, leitende Angestellte bis hin zu UngelerntenA3erufsfremden) bzw. nach 
Erwerbsstatus (Studenten/Schüler, Arbeitslose, Rentner) differenziert. Unter 
dem Aspekt möglicher Effekte sozialer Ungleichheit interessiert vor allem, 
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ob und wie sich diese Gruppen in ihren Zufriedenheitsprofilen unterscheiden. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Gruppen, denen sich ein relativ hoher sozia- 
ler Status zuschreiben lässt, höhere Zufriedenheitswerte aufweisen. Ausnah- 
men bilden zum einen die Selbständigen, die insgesamt gesehen der Qualität 
der örtlichen Lebensbedingungen - und hierbei nicht nur den berufsrelevan- 
ten Aspekten - kritisch gegenüberstehen. Zum andern tendiert die Gruppe der 
SchülerEtudenten zu extremen Bewertungen sowohl in die positive als auch 
in die negative Richtung. Auffällig ist weiterhin, dass das Zufriedenheitspro- 
fil der Gruppe der Rentner trotz positiv bewerteter Einkommenslage weitge- 
hend mit dem Zufriedenheitsprofil der Gruppe der Arbeitslosen überein- 
stimmt. Hier replizieren die Befragungsergebnisse die Befunde anderer Stu- 
dien zur Befindlichkeit ostdeutscher Rentner, Unter Berücksichtigung dieser 
Besonderheiten lässt sich insgesamt gesehen aber feststellen, dass die ver- 
schiedenen Gruppen die örtlichen Lebensbedingungen um so positiver beur- 
teilen, je höher ihr beruflicher Status ist. Sollte sich diese Tendenz auch in 
anderen Städten aufzeigen lassen, ließe sich an der Ausgangsthese, dass sich 
im Zeitverlauf die ortsbezogenen Nutzungsinteressen der oberen Statusgrup- 
pen stärker durchsetzen als die der niedrigeren, weiter festhalten. 

4. Ein Zwischenfazit 

Die in diesem Beitrag erörterten Befunde beleuchten unterschiedliche 
Aspekte ostdeutscher Stadtentwicklung. Sucht man nach einer gemeinsamen 
Botschaft, so könnte diese lauten, dass die in Richtung Desegalisierung wir- 
kenden Kräfte zwar wirksam geworden sind, aber noch nicht die anfänglich 
erwartete hohe Dynamik entwickelt haben. Ausgenommen hiervon sind Sub- 
urbanisierungsprozesse, die vor allem im Umland größerer Städte hochdy- 
namisch verlaufen sind und noch anhalten. 

Allerdings stellt ein Zeitraum von zehn Jahren im Hinblick auf die Ent- 
faltung sozialer Ungleichheit sowie auf ihre Umsetzung in veränderte Raum- 
Strukturen nur eine kurze Periode dar. Dieser kurze Beobachtungszeitraum 
fordert um so mehr dazu heraus, bestimmten Indikatoren und Rahmenbedin- 
gungen mehr Beachtung zu schenken, die zukünftige Entwicklungstrends 
ankündigen bzw. diese verstärken. Ein Indikator für zunehmende soziale 
Entmischung ist z.B. eine hohe soziale Selektivität von Wanderungen. Sozial 
selektiv verlaufende Wanderungen verändern die Zusammensetzung einer 
Quartiersbevölkerung nach diesen Merkmalen um so schneller, a) je  geringer 
die Gesamtbevölkerung wächst bzw. je  schneller sie schrumpft und, b) je  
stärker der Angebotsüberhang auf dem Wohnungsmarkt ausfällt. Sind letzte- 
re Rahmenbedingungen wie derzeit in Ostdeutschland gegeben, so erhöht 
sich die Wahrscheinlichkeit, dass ein Fortzug aus einem unattraktiven Stadt- 
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teil längere Zeit nicht durch einen Zuzug ersetzt wird und Wohnungsleer- 
stand verursacht. Massieren sich Leerstände über die Schwelle der Wahr- 
nehmbarkeit hinaus, so tragen sie zum beschleunigten Attraktivitätsverlust 
des Stadtteils bei und induzieren weitere Wegzüge. Zurück bleibt eine Rest- 
bevölkerung mit geringen finanziellen und sozialen Ressourcen, nach Gusto 
der Wohnungsverwalter ergänzt durch Gruppen von Aussiedlern, Ausländern 
und anderswo aus der Wohnung geklagten Haushalten. Dieses Beispiel soll 
als Hinweis darauf dienen, dass gegenwärtig die Rahmenbedingungen für 
Abwertungsspiralen in ostdeutschen Städten gerade für Plattenbau- 
Siedlungen relativ günstig sind und somit in den nächsten Jahren die Heraus- 
forderungen für Länderregierungen, Stadtverwaltungen und Wohnungsge- 
sellschaften, wie mit diesen Siedlungen umzugehen ist, gewaltig sein werden. 
Vieles spricht zehn Jahre nach der Wende dafür, dass gerade die am deutlich- 
sten den Anspruch sozialistischer Gleichheit symbolisierenden "Wohnma- 
schinen" zumindest in ihren am wenigsten gelungenen Formen dem Rückbau 
und Abbruch zum Opfer fallen werden. 
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